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A. Bericht des Abgeordneten Kuntscher 


I. Allgemeines 

Die Bundesregierung hat am 23. März 1960 dem 
Deutschen Bundestag den Entwurf eines Gesetzes 
zur Einführung von Vorschriften des Lastenaus- 
gleichsrechts im Saarland — Drucksache 1744 — 
vorgelegt. Der Deutsche Bundestag hat den Ent- 
wurf in der 108. Sitzung am 6. April 1960 bei der 
ersten Beratung dem Ausschuß für den Lastenaus- 
gleich überwiesen. Der Ausschuß hat den Entwurf 
in seiner 20. Sitzung am 25. Mai 1960 beraten. Da- , j 
bei ist er im wesentlichen der Regierungsvorlage j 
gefolgt, hat darüber hinaus aber noch die Anregun- j 
gen zur Änderung und Ergänzung einzelner Vor- 
schriften, die von seiten der Bundesregierung im 
Verlauf der Beratungen des Ausschusses gegeben 
worden sind, berücksichtigt. 

Zu dem Entwurf selbst ist im allgemeinen folgen- 
des hervorzuheben: 

Nach der Eingliederung des Saarlandes ergab sich 
die dringende Frage, ob und ggf. in welcher Weise 
das Lastenausgleichsrecht, das im Bundesgebiet be- 
reits seit 1952 gilt, auch im Saarland einzuführen sei. 
Die besondere Problematik lag darin, daß die Rege- j 
lung der Kriegssachschäden und der Vertreibungs- | 
Schäden im Saarland vom Bundesrecht völlig ver- j 
schiedene Wege gegangen war. Der Schwerpunkt lag 
im Saarland bei der Kriegssachschädenregelung, da 
das Flüchtlingsproblem nur von geringer Bedeutung 
war. Ein dem Lastenausgleichsgesetz entsprechendes 
einheitliches Gesetz war im Saarland nicht einge- 
führt; die Grundlage für die Schadensfeststellung 
und die Entschädigung wurde durch Richtlinien für 
das Beweissicherungsverfahren geschaffen. Rechts- 
grundlage für die Entschädigungsleistungen, die als 
„Vorauszahlungen auf eine noch festzusetzende Ge- 


] Samtentschädigung“ gewährt wurden, waren eben- 
' falls bloße Verwaltungsrichtlinien. Zwar wurde un- 
| ter besonderer Voraussetzung Unterhaltshilfe ge- 
! zahlt; nicht vorgesehen waren dagegen Hauptent- 
schädigung, Entschädigungsrente, Aufbaudarlehen, 
Wohnraumhilfe, Härtefondsleistungen, Ausbildungs- 
i hilfe und Heimförderungsdarlehen. An Stelle der 
Lastenausgleichsabgaben hatte das Saarland eine 
besondere „Gemeinschaftshilfeabgabe“ (in Form 
von Zuschlägen zur Einkommensteuer, Körper- 
schaftsteuer und Vermögensteuer) eingeführt. 

Bei einem Vergleich der Entschädigungsregelung 
nach dem Lastenausgleichsgesetz einerseits und der 
Regelung von Kriegsschäden im Saarland anderer- 
seits zeigte sich, daß es nicht bei einem von dem 
geltenden Bundesrecht abweichenden Rechtszustand 
j im Saarland bleiben konnte. Vielmehr ergab der 
Gleichheitsgrundsatz die zwingende Notwendigkeit, 
i das Lastenausgleichsrecht im Saarland uneinge- 
; schränkt einzuführen. Gewisse Abweichungen folg- 
! ten aus den besonderen Verhältnissen im Saarland. 

| Auf sie wird bei den einzelnen Vorschriften einge- 
gangen werden. 

Eine abweichende Regelung war notwendig für 
die Finanzierung der Entschädigungsleistungen. Die 
Gemeinschaftshilfeabgabe konnte mit der Einglie- 
derung des Saarlandes nicht mehr erhoben werden. 
Die Einführung der Abgaberegelung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes stieß auf nicht überwindbare ver- 
fassungsrechtliche und technische Schwierigkeiten. 
Insoweit wurden neben der Übernahme eines 
Blocks von Darlehnsforderungen, die im Rahmen 
der saarländischen Kriegsschädenregelung gewährt 
worden waren, Beiträge der Haushalte des Saar- 
landes und des Bundes an den Ausgleichsfonds und 
dessen Belastung mit Spitzenbeträgen vorgesehen. 
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II. Im einzelnen 

Zu § 1 

Die Vorschrift zählt zunächst die Lastenausgleichs- 
gesetze auf, die nunmehr im Saarland Geltung ha- 
ben sollen. Ein Hinweis auf die Einschränkungen 
war notwendig, da in Einzelfällen die im Saarland 
maßgebenden besonderen Verhältnisse abweichende 
Vorschriften erforderlich machen. So gewährt das 
Aitsparergesetz Entschädigung für Währungsver- 
luste, die bei der Umstellung von Reichsmark auf 
D-Mark an bestimmten Spareinlagen entstanden 
sind. Die Notwendigkeit einer entsprechenden Re- 
gelung im Saarland besteht nicht. Weiter wird 
durch § 1 (Abs. 2) das Saarland in den Bereich ein- 
bezogen, in dem Kriegssachschäden berücksichtigt 
und die Aufenthaltsvoraussetzungen für Vertrei- 
bungsschäden erfüllt werden können. 

Eine Einführung der Ausgleichsabgaben des LAG 
im Saarland ist nicht möglich; § 1 Abs. 3 hält des- 
halb die bereits in dem Gesetz über die Einführung 
des deutschen Steuerrechts im Saarland getroffene 
Regelung aufrecht. 

Zu § 2 

Es ist bereits darauf hingewiesen worden, daß im 
Grundsatz die Leistungen des Lastenausgleichsge- 
setzes auch im Saarland gewährt werden sollen. Der 
Klarheit halber sind die Leistungen in § 2 aufge- 
zählt. 

Zu § 3 

§ 3 bildet die Grundlage für die Finanzierung der 
Ausgleichsleistungen iin Saarland. Die Regelung 
knüpft eng an § 6 des Lastenausgleichsgesetzes an. 
Wie auch die übrigen Länder hat das Saarland zu- 
nächst X U seiner Vermögensteuereinnahmen an den 
Ausgleichsfonds abzuführen. Soweit diese Mittel zu- 
sammen mit den Überflüssen aus den vom Saarland 
übernommenen Darlehnsforderungen nicht ausrei- 
chen, sollen die Haushalte des Bundes und des 
Saarlandes Zuschüsse an den Ausgleichsfonds lei- 
sten, die jeweils durch feste Höchstbeträge begrenzt 
sind. Das Restaufkommen aus der Gemeinschafts- 
hilfeabgabe wurde aus der Regelung herausgenom- 
men, da hieraus vom Saarland nach der wirtschaft- 
lichen Eingliederung noch bewilligte Wiederaufbau- 
darlehen abgedeckt werden sollen (§ 31 Abs. 3). Zu- 
sätzliche Zuschüsse dienen zur Finanzierung der 
Wohnraumhilfe im Saarland. Die Aufzählung der 
zu berücksichtigenden Aufwendungen ist in der 
Neufassung des Absatzes 3 gegenüber der Fassung 
des Regierungsentwurfs übersichtlicher angeordnet. 
In Absatz 5 bedurfte es einer klarstellenden Ände- 
rung gegenüber dem Regierungsentwurf mit Rück- 
sicht auf die zwischenzeitliche Umstellung des Rech- 
nungsjahres auf das Kalenderjahr. 

Zu § 4 

Die Begriffsbestimmungen dienen der vereinfach- 
fachten Handhabung des Gesetzes. Absatz 3 wurde 
angefügt, da die Wohnungsbaugesetzgebung des 
Bundes, auf die das Lastenausgleichsgesetz wieder- 
holt Bezug nimmt, im Saarland nicht gilt. 


j Zu § 5 

I Bei der Berechnung von Kriegssachschäden und 
! beim Vermögensvergleich für die Hauptentschädi- 
I gung wird im übrigen Geltungsbereich des LAG der 
! Währungsstichtag vom 21. Juni 1948 zugrunde ge- 
j legt. Diesem Zeitpunkt entspricht im Saarland der 
| 20. November 1947, an dem die bis dahin im Saar- 
! land geltende Markwährung durch den Franken 
| abgelöst wurde. 

I Zu § 6 

Die vom Saarland im Rahmen seiner Kriegsschä- 
i denregelung gewährten Vorauszahlungen sollen 
: nicht schon bei der Schadensberechnung, sondern 
erst bei der Hauptentschädigung (§ 12) berücksich- 
tigt werden. 

Zu § 7 

Die Durchführung der Hausratentschädigung ist 
im Saarland nach dem bisherigen Recht nahezu ab- 
geschlossen; die noch unerledigten Fälle sollen 
ebenfalls nach saarländischem Recht abgewickelt 
j werden (§ 29 Abs. 2). Eine Feststellung von Haus- 
ratverlusten auf Grund des Feststellungsgesetzfes 
kommt deshalb nur noch dann in Frage, wenn sie 
schon bisher nach Lastenausgleichsrecht vorgesehen 
j war, ferner in Erbfällen, in denen das Saarland 
durch Beschränkung des Erbenkreises eine Entschä- 
digungsberechtigung nicht vorgesehen hatte. 

Zu § 8 

Die Vorschrift trägt den Besonderheiten Rech- 
nung, die sich im Saarland bei der Feststellung von 
Kriegssachschäden an Grundbesitz und Betriebsver- 
mögen ergeben. Die zunächst bestehenden Schwie- 
rigkeiten hinsichtlich der Berechnung des Endver- 
gleichswerts bei Betriebsvermögen, denen die Bun- 
desregierung durch eine Ermächtigung zum Erlaß 
einer Rechtsverordnung begegnen wollte, sind in 
der Zwischenzeit im Benehmen mit dem Saarland 
' beseitigt worden, so daß nunmehr die näheren Vor- 
I schritten über die Umrechnung der auf Franken 
lautenden Werte des Betriebsvermögens unmittel- 
bar in das Gesetz aufgenommen werden können. 
Die in der Neufassung des Absatzes 2 enthaltenen 
Umrechnungssätze entsprechen den Sätzen, mit 
denen seinerzeit die Werte in der Franken-Eröff- 
nungsbilanz im groben Durchschnitt umgerechnet 
worden sind. 


Zu § 9 

§ 9 behandelt die Schadenberechnung bei Sparer- 
schäden. Die Vorschrift schließt sich an die Grund- 
sätze des § 240 des Lastenausgleichsgesetzes an. 
Dabei war zu berücksichtigen, daß bei der Umstel- 
lung der Markwährung auf Frankenwährung das 
Kaufkraftverhältnis günstiger war als es in der amt- 
lichen Umstellungsquote zum Ausdruck kam. Des- 
halb sollen Sparerschäden aus der Umstellung von 
Sparanlagen in Saarmark auf Franken nur mit 2 ,4 
des Saarmarknennbetrages angesetzt werden. 
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Zu § 10 

Die Vorschrift stellt klar, daß die Feststellungen, 
die auf Grund der Kriegssachschädenverordnung 
und der saarländischen Beweissicherungsverordnung 
getroffen worden sind, für das Feststellungsver- 
fahren nach dem Feststellungsgesetz nicht verbind- 
lich sind, da nach dem Feststellungsgesetz andere 
Wertmaßstäbe gelten. Jedoch können die Ergeb- 
nisse des saarländischen Feststellungsverfahrens die 
Schadensfeststellung nach dem Feststellungsgesetz 
weitgehend erleichtern. 

Zu § 11 

Nach § 249 Abs. 5 Nr. 1 LAG kann durch Rechts- 
verordnung Näheres über die Berechnung des für 
den Vermögensvergleich zugrunde zu legenden Ver- 
mögens am 21. Juni 1948 bestimmt werden. Da nach 
§ 5 an die Stelle des 21. Juni 1948 der 20. Novem- 
ber 1947 tritt, muß die Ermächtigung entsprechend 
auf diesen Zeitpunkt bezogen werden. 

Zu § 12 

Im Saarland ist Entschädigung als „Vorauszah- 
lung auf eine noch festzustellende Gesamtentschädi- 
gung'' geleistet worden. Dementsprechend sind 
diese Vorauszahlungen auch auf die Hauptentschä- 
digung nach dem Lastenausgleichsgesetz anzurech- 
nen. Dies muß auch hinsichtlich der Vorauszahlun- 
gen für Hausratverluste gelten, soweit sie die Sätze 
der Hausratentschädigung nach dem LAG überstei- 
gen. Es wäre zwar unbillig, von demjenigen, der 
höhere Leistungen, als er sie nach dem LAG erhal- 
ten haben würde, nach den saarländischen Richt- 
linien erhalten hat, den Mehrbetrag zurückzuver- 
langen. Es besteht aber andererseits auch keine Ver- 
anlassung, demjenigen, der in diesem Sinne bereits 
mehr erhalten hat, noch die volle Hauptentschädi- 
gung nach dem LAG zu gewähren. Härten werden 
dadurch vermieden, daß die Sätze der Hausratent- 
schädigung nach dem LAG auch in den Fällen belas- 
sen werden, in denen bei einem Schaden zwischen 
25 und 50 v. II. an sich Hausratentschädigung nicht 
gewährt werden könnte, und ferner dadurch, daß 
stets ein Befrag von V« der Hauptentschädigung 
garantiert wird. Bei dem Zusammentreffen von an- 
rechenbaren Vorauszahlungen mit Kriegsschaden- 
rente oder saarländischen Aufbaudarlehen ergeben 
sich Schwierigkeiten hinsichtlich der Anrechnung der 
saarländischen Leistungen. Die Vielgestaltigkeit der 
Fälle erfordert eine verhältnismäßig komplizierte 
Regelung, die das Gesetz in nicht vertretbarer 
Weise belasten würde. Dem trägt eine Ermächti- 
gung der Bundesregierung zum Erlaß einer Rechts- 
verordnung Rechnung. Gegenüber der Fassung des 
Regierungsentwurfs ist diese Ermächtigung deut- 
licher abgegrenzt worden. 

Zu § 13 

§ 258 LAG sieht eine Verrechnung von Aufbau- 
darlehen mit Hauptentschädigung vor. Eine entspre- 
chende Regelung muß auch hinsichtlich der ver- 
gleichbaren Darlehen, die im Saarland gewährt 
worden sind, getroffen werden. § 13 enthält eine 
Aufzählung der saarländischen Bestimmungen, auf 


Grund deren im Saarland Darlehen gewährt worden 
sind. Gegenüber der Regierungsvorlage sieht die 
jetzige Fassung der Vorschrift im Interesse der 
Rechtssicherheit von einer nur beispielsweisen Auf- 
zählung dieser Bestimmungen ab. 

Zu § 14 

Die Vorschrift stellt sicher, daß Bezieher von Ver- 
sorgungsrenten im Saarland als Empfänger von 
Unterhaltshilfe bei der Anrechnung der Renten ge- 
nauso behandelt werden wie die Empfänger von 
Renten nach dem Bundesversorgungsgesetz. 

Zu § 15 

Die auf Grund von Vermögensschäden im Saar- 
j land gewährte Unterhaltshilfe kann im Verhältnis 
zur Hauptentschädigung grundsätzlich nicht anders 
behandelt werden als die Unterhaltshilfe nach dem 
Soforthilfegesetz und dem Lastenausgleichsgesetz. 
Jedoch erscheint die Anrechnung mit einem niedri- 
geren Flundertsatz im Hinblick auf das verschieden- 
artige Kaufkraftverhältnis gerechtfertigt. 

Zu § 16 

Die Vorschrift übernimmt den Grundsatz des 
Lastenausgleichsgesetzes, daß zuviel erhaltene 
Kriegsschadenrente zu erstatten ist. 

j Zu § 17 

§ 291 LAG regelt das wechselseitige Verhältnis 
von Zahlungen an Kriegsschadenrente und Aufbau- 
darlehen. Diese Regelung muß auch für saarlän- 
dische Darlehen übernommen werden. 

■ Zu § 18 

Die Vorschrift schließt sich an die in § 7 für die 
Feststellung von Hausratverlusten getroffene Rege- 
| Jung an, wonach im Grundsatz Hausratschäden nach 
j saarländischem Recht abgewickelt werden sollen. 

I Soweit nach saarländischem Recht berücksichtigte 
| Hausratschäden auch im Lastenausgleich erfaßt wer- 
! den, muß eine Anhäufung der Entschädigungszah- 
! lungen vermieden werden. Dem trägt die Anrech- 
nungsvorschrift des Absatzes 1 Rechnung. Jedoch 
sollen die nach saarländischem Recht von der Ent- 
schädigung ausgeschlossenen Erben sich zwar Ent- 
schädigungszahlungen an den Erblasser, nicht aber 
Entschädigungszahlungen an einen empfangsberech- 
tigten Miterben anrechnen lassen müssen. 

Zu § 18 a 

Die Vorschrift ist auf Grund der Ausschußbera- 
tungen neu eingefügt worden. Sie entspricht einem 
Wunsch des Saarlandes, das aus Gründen der ver- 
waltungsmäßigen Vereinfachung schon bisher nicht 
für jeden Kreis eine Feststellungsbehörde einge- 
richtet hatte und ferner bei der künftigen Neuord- 
nung von Verwaltungsbezirken nicht genötigt sein 
soll, nach anderen Grundsätzen als bisher zu ver- 
fahren. 
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Zu § 19 

Durch die für die Gewährung von Aufbaudar- 
lehen im Saarland bereitzustellenden Mittel sollen 
die Aufbaudarlehen im übrigen Bereich des Lasten- 
ausgleichsgesetzes nicht verkürzt werden (Absatz 1). 

Die für die Gewährung von Wohnraumhilfe im 
Saarland erforderlichen Mittel werden nicht wie im 
übrigen Bundesgebiet aus der Hypothekengewinn- 
abgabe, sondern aus Haushaltszuschüssen des Bun- 
des und der Länder aufgebracht. Die Höhe soll sich 
bemessen nach dem mit V 50 angesetzten Bevölke- 
rungsanteil des Saarlandes an der Gesamtbevölke- 
rung des Bundesgebiets (Absatz 2). 

Arbeitsplatzdarlehen werden im übrigen Bundes- 
gebiet nicht mehr gewährt. Sofern sich dagegen für 
das Saarland noch ein Bedürfnis ergibt, soll diese 
Möglichkeit dort nicht ausgeschlossen sein (Absatz 3). 

Zu §§ 20, 21, 22 

Die §§ 20 bis 22 schreiben die Anwendung der 
Vorschriften des Lastenausgleichsgesetzes, welche 
die Wiederaufnahme von Verfahren, die Erstattung 
und Verrechnung sowie die Ausschließung von 
Ausgleichsleistungen betreffen, auch für Entschädi- 
gungsleistungen vor, die nach saarländischen Vor- 
schriften gewährt worden sind. 

Zu § 23 

Soweit saarländische Leistungen in Franken ge- 
leistet und auf die Ausgleichsleistungen nach dem 
LAG anzurechnen sind, ist eine Umrechnung erfor- 
derlich. Ein einheitlicher Umrechnungssatz konnte 
nicht festgelegt werden, da der Franken in dem 
fraglichen Zeitraum wiederholt abgewertet worden 
ist. Es war deshalb nur möglich, die Umrechnungs- 
sätze für bestimmte Zahlungszeiträume festzulegen. 
Dagegen war es nicht möglich, bei diesen Umrech- 
nungssätzen auch die Kaufkraftverhältnisse, die zu- 
dem für die verschiedenen Wirtschaftsgüter unter- 
schiedlich waren, zu berücksichtigen. 

Zu § 24 

Entsprechend dem Währungsausgleichsgesetz soll 
derjenige keine Entschädigung nach diesem Gesetz 
erhalten können, dessen Spareinlage im Saarland 
von Reichsmark auf Franken umgestellt worden ist 
oder jedenfalls umstellungfähig war. 

Zu § 25 

Mit der Bearbeitung von Ansprüchen aus ablös- 
baren Kapitalanlagen nach § 30 des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes sind auch saarländische Kre- 
ditinstitute befaßt. Dementsprechend ist es erfor- 
derlich, die Vorschriften des Altsparergesetzes inso- 
weit im Saarland einzuführen, als sie für die Be- 
arbeitung der Entschädigungsansprüche nach diesem 
Gesetz durch die saarländischen Kreditinstitute an- 
zuwenden sind. 

Zu § 26 

Die Vorschrift stellt sicher, daß Empfänger von 
Unterhaltshilfe nach dem saarländischen Unterhalts- 


j hilfegesetz im Grundsatz Unterhaltshilfe nach dem 
| LAG weiterbeziehen. Dabei soll der saarländische 
Unterhaltshilfeempfänger die bisherige Unterhalts- 
hilfe (ohne Mietzuschlag) in gleicher Höhe auch 
dann weiter erhalten, wenn sie über den Satz 
> der Unterhaltshilfe nach dem LAG hinausgeht. An- 
dererseits erscheint es gerechtfertigt, daß der saar- 
| ländische Unterhaltshilfeempfänger, dessen Unter- 
! haltshilfe geringer war als die Unterhaltshilfe nach 
I dem Lastcnausgleichsgesetz, vom 1. Januar 1960 
an die höhere Leistung erhält. Eine Prämienleistung 
; für das Sterbegeld soll erst gefordert werden, wenn 
der Unterhaltshilfeempfänger eine höhere Leistung 
; nach dem LAG erhält. 

Absatz 2 stellt gegenüber der Regierungsvorlage 
| klar, daß die höhere Leistung an Unterhaltshilfe 
, nach dem Lastenausgleichsgesetz bereits vom 1. Ja- 
nuar 1960 — nicht erst vom Inkrafttreten des Ge- 
setzes an — zu gewähren ist. Die sonstigen Ände- 
rungen dieser Vorschrift sind redaktioneller Art. 

Zu § 27 

Diejenigen Personen, die erst auf Grund dieses 
Gesetzes Kriegsschadenrente beantragen können, sol- 
I len die Kriegsschadenrente nach dem LAG gege- 
! benenfalls vom 1. Januar 1960 ab erhalten können, 
wenn sie den Antrag bis zum 31. Dezember 1960 
: stellen. Dies muß auch für Erwerbsunfähige gelten, 
bei denen die allgemeine Antragsfrist nach dem 
LAG bereits abgelaufen ist. 

Zu §§ 28 und 29 

Die Vorschriften betreffen die Überleitung der 
Behördenorganisation und der anhängigen Verfah- 
ren im Saarland'. Dabei wurde § 29 Abs. 2 gegen- 
über der Regierungsvorlage dahin ergänzt, daß die 
Vertreter der Interessen des Ausgleichsfonds an 
den nach saarländischen Vorschriften abzuwickeln- 
den Verfahren über Hausratverluste zu beteiligen 
sind, da nach der Einführung des Lastenausgleichs- 
gesetzes im Saarland die Mittel für die Entschädi- 
gung auch in diesen Fällen vom Ausgleichsfonds 
bereitzustellen sind. 

Zu §§ 30 und 31 

Die aus der saarländischen Kriegsschädenregelung 
stammenden Forderungen und Verbindlichkeiten 
sollen mit Wirkung vom 1. Januar 1960 ab auf den 
Ausgleichsfonds übergehen. Die beiden Vorschrif- 
ten enthalten eine entsprechende Regelung. Abwei- 
chend von der Regierungsvorlage hielt es eine 
Mehrheit des Ausschusses für gerechtfertigt, daß 
die Verpflichtungen aus der Abwicklung der saar- 
ländischen Llausratentschädigung auf den Aus- 
gleichsfonds auch insoweit übergehen, als sie auf 
nach dem 31. Dezember 1958 erlassenen Bestim- 
mungen beruhen. Dementsprechend wurden in § 31 
Abs. 2 Satz 1 an die Stelle der Worte „vor dem 
1. Januar 1959" die Worte „vor dem 5. Juli 1959" 
gesetzt. 

Eine Minderheit des Ausschusses sprach sich für 
die Beibehaltung der Regierungsvorlage aus. Sie 
hielt es nicht für angebracht, daß die Mehrbelastung 
von etwa 500 000 DM für die nach dem 31. Dezem- 
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ber 1958 erfolgte Freigabe einer Erhöhung der Ent- 
schädigung für Hausrat von 60 auf 80 v. H. vom 
Ausgleichsfonds getragen werden soll, weil die Er- 
höhung — wie auch die Bundesregierung damals 
zu bedenken gegeben hat — nach Voraussetzung 
und Höhe mit den Grundsätzen des Lastenausgleichs 
nicht vereinbar war und auch aus dem Aufkommen 
der saarländischen Gemeinschaftshilfe nicht gedeckt 
werden konnte. 

Die Notwendigkeit einer weiteren Änderung des 
§ 31 gegenüber der Regierungsvorlage ergab sich 
im übrigen daraus, daß das Saarland nach der wirt- 
schaftlichen Eingliederung noch Wiederaufbaudar- 
lehen bewilligt hat, für die eine Deckung aus der 
Gemeinschaftshilfeabgabe zunächst nicht vorhanden 
war. Die Ansprüche aus diesen Darlehen sollen vom 
Ausgleichsfonds erfüllt werden. Soweit das Rest- 
aufkommen aus der Gemeinschaftshilfeabgabe zur 
Erfüllung dieser Ansprüche nicht ausreicht, soll der 
saarländische Haushalt gegenüber dem Ausgleichs- 
fonds Zuschüsse leisten. 

Zu § 32 

Die Vorschrift entspricht der Billigkeit Dem Saar- 
land sollen diejenigen Kosten, die durch die Vorbe- 
reitung der Bediensteten auf ihre künftigen Arbei- 
ten entstehen, genauso erstattet werden, als ob 
diese Vorbereitung erst nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes durchgeführt würde. 

Zu § 33 

Wie die übrigen Länder muß auch das Saarland 
ein Mitwirkungsrecht im Kontrollausschuß beim 
Bundesausgleichsamt haben. Die Zahl seiner Mit- 
glieder mußte daher um ein weiteres von der Lan- 
desregierung ernanntes Mitglied und um ein von 
dem Deutschen Bundestag zu wählendes Mitglied 
erweitert werden. 

Zu § 33 a 

Die Vorschrift ist auf Grund der Ausschußbera- 
tungen eingefügt worden, um für saarländische Ge- 
schädigte eine angemessene Antragsfrist für An- 
träge auf Härtebeihilfen nach dem Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetz zu schaffen; die allgemeine An- 
tragsfrist für diese Leistungen war bereits kurz nach 
Einführung des Kriegsfolgengesetzes im Saarland 
abgelaufen. 

Zu § 34 

Wie bei den übrigen Ländern sollen auch beim 
Saarland die an den Ausgleichsfonds abzuführen- 
den Beträge aus der Vermögensteuer im Finanz- 


ausgleich berücksichtigt werden; hierzu bedarf es 
einer formellen Änderung des Länderfinanzaus- 
gleichsgesetzes, das insoweit nur auf § 6 LAG ver- 
weist. Im Interesse der Gleichbehandlung aller Län- 
der muß die Minderung der Vermögensteuereinnah- 
men des Saariandes auf das gleiche Ausmaß be- 
grenzt werden, das sich für die übrigen Länder nach 
§ 6 LAG ergibt. 

Zu § 35 

! Die Vorschrift enthält die Rechtsgrundlage für 
i den Erlaß von Rechtsverordnungen nach diesem Ge- 
setz und für die Erstreckung der zum eingeführten 
Lastenausgleichsrecht ergangenen Durchführungs- 
vorschriften auf das Saarland. Ferner soll die Bun- 
desregierung ebenso wie für Anträge auf Schadens- 
feststellung nach dem Feststellungsgesetz auch für 
Anträge nach der saarländischen Beweissicherungs- 
verordnung eine Ausschlußfrist setzen könnnen. 

Zu § 36 

Durch die Vorschrift wird das durch das vorlie- 
gende Gesetz gegenstandslos gewordene Kriegs- 
schädenrecht im Saarland aufgehoben, soweit es 
nicht bei der Abwicklung saarländischer Leistun- 
gen oder bei der Überprüfung von Entscheidungen 
noch heranzuziehen ist. § 107 Abs. 1 des Gesetzes 
zur Einführung des deutschen Steuerrechts im Saar- 
land kann als entbehrlich gestrichen werden, da von 
der Erhebung einer Lastenausgleichsabgabe im 
Saarland abgesehen worden ist. 

Zu § 37 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 38 

i Die Anwendung des Lastenausgleichsrechts im 
Saarland ist dringlich geworden; das Gesetz soll 
] daher zum frühestmöglichen Zeitpunkt, nämlich am 
| Tage nach seiner Verkündung, in Kraft treten. Die- 
| jenigen Vorschriften, die das finanzielle Verhältnis 
I zwischen dem Ausgleichsfonds sowie Bund und 
I Saarland regeln, beziehen sich rückwirkend auf den 
1. Januar 1960, dem Beginn des Rechnungsjahres im 
I Saarland, das seit diesem Zeitpunkt bereits vor- 
I schußweise eigene Haushaltsmittel für die Fortfüh- 
rung der Kriegsschädenregelung eingesetzt hat. Für 
die Ausgleichsleistungen kommt es auf das formelle 
Inkrafttreten des Gesetzes nur hinsichtlich der 
Kriegsschadenrente an; hierfür ist in §§ 26 und 27 
des Entwurfs das materielle Wirksamwerden eben- 
falls ab 1. Januar 1960 vorgesehen. 


Bonn, den 15. Juni 1960 


Kuntscher 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1744 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 25. Mai 1960 

Der Ausschuß für den Lastenausgleich 
Dr. Preiß Kuntscher 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Einführung von Vorschriften des 
Lastenausgleichsrechts im Saarland (LA-EG-Saar) 

— Drucksache 1744 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für den Lastenausgleich 

(15. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von 
Vorschriften des Lastenausgleichsrechts im 
Saarland (LA-EG-Saar) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze und Begriffsbestimmungen 

§ 1 

Grundsatz 

(1) Die Vorschriften 

1. des Lastenausgleichsgesetzes vom 14. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446), 

2. des Feststellungsgesetzes in der Fassung 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 534), 

3. des Gesetzes über einen Währungsaus- 
gleich für Sparguthaben Vertriebener in 
der Fassung vom 14. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 546) 

jeweils in der Fassung der dazu ergangenen Ände- 
rungsgesetze gelten, soweit sich nicht aus diesem 
Gesetz etwas anderes ergibt, auch im Saarland. Das 
Altsparergesetz in der Fassung vom 1. April 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 169) gilt im Saarland nach Maß- 
gabe des § 25. 

(2) Soweit Vorschriften des Dritten Teils des 
Lastenausgleichsgesetzes und Vorschriften der in 
Absatz 1 Nr. 2 und 3 bezeichneten Gesetze auf den 
Geltungsbereich des Grundgesetzes bezogen sind, 
umfaßt diese Bezugnahme auch das Saarland. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von 
Vorschriften des Lastenausgleichsrechts im 
Saarland (LA-EG-Saar) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze und Begriffsbestimmungen 

§ 1 

unverändert 


(3) Die Vorschriften des Lastenausgleichsgesetzes 
über die Ausgleichsabgaben gelten im Saarland nur 
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nach Maßgabe des § 106 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Einführung des deutschen Rechts auf dem Gebiet 
der Steuern, Zölle und Finanzmonopole im Saarland 
vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 339); § 106 
Abs. 1 des vorbezeichneten Gesetzes, wonach in den 
dort bezeichneten Fällen Bezugnahmen im Zweiten 
Teil des Lastenausgleichsgesetzes auf den Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes auch das Saarland um- 
fassen, bleibt unberührt. 

§ 2 

Ausgleichsleistungen 

Als Ausgleichsleistungen werden gewährt; 

1. Hauptentschädigung (§§ 243 bis 252 LAG), 

2. Eingliederungsdarlehen (§§ 253 bis 260 LAG), 

3. Kriegsschadenrente (§§ 261 bis 292 LAG), 

4. Hausratentschädigung (§§ 293 bis 297 LAG) 
nach Maßgabe des § 18, 

5. Wohnraumhilfe (§§ 298 bis 300 LAG), 

6. Leistungen aus dem Härtefonds (§§ 301, 301a 
LAG), 

7. Leistungen auf Grund sonstiger Förderungs- 
maßnahmen (§§ 302, 303 LAG), 

8. Entschädigung im Währungsausgleich für Spar- 
guthaben Vertriebener (§ 304 LAG), 

9. Entschädigung nach dem Altsparergesetz nach 
Maßgabe des § 25. 

§ 3 

Beiträge der öffentlichen Haushalte 
an den Ausgleichsfonds 

(1) In den Rechnungsjahren 1960 bis einschließ- 
lich 1978 leistet das Saarland an den Ausgleichs- 
fonds einen Zuschuß in Höhe von 25 vom Hundert 
seines Aufkommens an Vermögensteuer im jeweili- 
gen Rechnungsjahr. 

(2) Sofern in den Rechnungsjahren 1960 bis ein- 
schließlich 1978 der Zuschuß nach Absatz 1 zusam- 
men mit den Mitteln, die dem Ausgleichsfonds auf 
Grund des § 30 zufließen, zur Deckung der Ausgaben 
im jeweiligen Rechnungsjahr nicht ausreicht, leistet 
das Saarland an den Ausgleichsfonds einen jähr- 
lichen Zuschuß in Höhe von zwei Dritteln der über- 
steigenden Ausgaben. Dieser Zuschuß beträgt jähr- 
lich höchstens 9,8 Millionen Deutsche Mark abzüg- 
lich des Betrags, der dem Ausgleichsfonds auf Grund 
des § 30 im jeweiligen Rechnungsjahr zufließt. Der 
Bund leistet einen Zuschuß in Höhe des im jewei- 
ligen Rechnungsjahr ungedeckten Teils der Aus- 
gaben bis zum Höchstbetrag von 6,3 Millionen Deut- 
sche Mark. 

(3) Bei der Berechnung nach Absatz 2 werden als 
Ausgaben alle Ausgleichsleistungen außer Wohn- 
raumhilfe berücksichtigt, die von saarländischen 
Ausgleichsbehörden, bei Darlehen auf Grund der Be- 
willigung saarländischer Ausgleichsbehörden gezahlt 
werden, ferner die nach § 31 vom Ausgleichsfonds 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

Beiträge der öffentlichen Haushalte 
an den Ausgleichsfonds 

(1) unverändert 


(2) Sofern in den Rechnungsjahren 1960 bis ein- 
schließlich 1978 der Zuschuß nach Absatz 1 zusam- 
men mit den Mitteln, die dem Ausgleichsfonds auf 
Grund des § 30 Abs. 2 zufließen, zur Deckung der 
Ausgaben im jeweiligen Rechnungsjahr nicht aus- 
reicht, leistet das Saarland an den Ausgleichsfonds 
einen jährlichen Zuschuß in Höhe von zwei Dritteln 
der übersteigenden Ausgaben. Dieser Zuschuß be- 
trägt jährlich höchstens 9,8 Millionen Deutsche Mark 
abzüglich des Betrags, der dem Ausgleichsfonds 
auf Grund des § 30 Abs. 2 im jeweiligen Rechnungs- 
jahr zufließt. Der Bund leistet einen Zuschuß in 
Höhe des im jeweiligen Rechnungsjahr ungedeckten 
Teils der Ausgaben bis zum Höchstbetrag von 6,3 
Millionen Deutsche Mark jährlich. 

(3) Bei der Berechnung nach Absatz 2 werden als 
Ausgaben berücksichtigt 

1. alle Ausgleichsleistungen außer Wohn- 
raumhilfe, die von saarländischen Aus- 
gleichsbehörden, bei Darlehen auf Grund 
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zu tragenden Aufwendungen und die Kosten nach 
§ 5 Abs. 2 Satz 3 erster 'Halbsatz des Lastenaus- 
gleichsgesetzes. 


(4) Bund und Saarland leisten ferner an den Aus- 
gleichsfonds einen jährlichen Zuschuß in Höhe der 
Aufwendungen für die Wohnraumhilfe im Saarland. 
Der Bund leistet ein Drittel, das Saarland zwei Drit- 
tel dieses Zuschusses. 

(5) Für die Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1960 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend; die Höchst- 
beträge in Absatz 2 sind mit einem Viertel anzu- 
setzen. 

(6) Im Verhältnis zum Saarland ist § 6 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes nicht anzuwenden; bei der An- 
wendung dieser Vorschrift im übrigen Geltungs- 
bereich des Lastenausgleichsgesetzes bleiben die in 
den Absätzen 1 bis 5 bezeichneten Einnahmen und 
Ausgaben außer Ansatz. 

§ 4 

Begriffsbestimmungen 

(1) In diesem Gesetz werden bezeichnet 

1. das Gesetz über die Gewährung einer 
Unterhaltshilfe an Vermögensgeschädigte 
(Unterhaltshilfe-Gesetz) vom 19. Juli 1950 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 885) und das 
Gesetz über die Gewährung einer Unter- 
haltshilfe an Vermögensgeschädigte (Unter- 
haltshilfe-Gesetz) vom 18. Juni 1952 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 666) als saarländi- 
sches Unterhaltshilfe-Gesetz, 

2. der französische Franken als Franken. 

(2) Umstellungsvorschriften im Sinne des § 245 
Nr. 4 des Lastenausgleichsgesetzes sind die Vor- 
schriften über die Umstellung von Reichsmark auf 
Deutsche Mark. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

der Bewilligung saarländischer Ausgleichs- 
behörden gezahlt werden, 

2. Beträge, die auf Grund des § 1 1 Abs. 1 des 
Währungsausgleichsgesetzes zur Einlösung 
von Deckungsforderungen zugunsten saar- 
ländischer Geldinstitute vom Ausgleichs- 
fonds geleistet werden, 

3. die nach § 31 vom Ausgleichsfonds zu 
tragenden Aufwendungen mit Ausnahme 
derjenigen für Darlehen im Sinne des § 13, 

4. die Kosten, die bei saarländischen Geld- 
instituten aus Anlaß der Gewährung von 
Ausgleichsleistungen entstehen und nach 
§ 5 Abs. 2 Satz 3 erster Halbsatz des 
Lastenausgleichsgesetzes vom Ausgleichs- 
fonds übernommen werden. 

(4) unverändert 


(5) Für die Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1960 
und vom 1. Januar bis 31. März 1979 gelten die Ab- 
sätze 1 bis 4 entsprechend; die Höchstbeträge in 
Absatz 2 sind jeweils mit einem Viertel anzusetzen. 

(6) unverändert 


§ 4 

Begriffsbestimmungen 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Soweit in den Vorschriften des Lastenaus- 
gleichsgesetzes auf das jeweils anzuwendende Woh- 
nungsbaugesetz oder auf das Zweite Wohnungsbau- 
gesetz Bezug genommen ist, gilt für die Anwendung 
im Saarland an deren Stelle das Gesetz Nr. 696, 
Wohnungsbaugesetz für das Saarland, vom 17. Juli 
1959 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1349). 
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§5 § 5 

Währungsstichtag unverändert 

Soweit in Vorschriften des Lastenausgleichsgeset- 
zes und des Feststellungsgesetzes auf den Wäh- 
rungsstichtag oder den 21. Juni 1948 Bezug genom- 
men ist, tritt für im Saarland belegenes Vermögen 
und für im Saarland entstandene Kriegssachschäden 
an deren Stelle der 20. November 1947. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Schadensfeststellung 

§ 6 

Nichtberücksichtigung 
saarländischer Vorauszahlungen 

§ 8 Abs. 2 Nr. 4 des Feststellungsgesetzes gilt 
nicht für Entschädigungszahlungen, die auf Grund 
saarländischer Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten gewährt worden sind. 

§ 7 

Feststellung von Hausratverlusten 

Kriegssachschäden an Hausrat, die bis zum 31. Juli 
1945 im Saarland entstanden sind, sowie Vertrei- 
bungsschäden an Hausrat, wenn der Geschädigte bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes seinen ständigen 
Aufenthalt im Saarland genommen hat, werden nach 
den Vorschriften des Feststellungsgesetzes nur fest- 
gestellt 

1. bei Kriegssachschäden an Hausrat, der unter 
den sonstigen Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 
Satz 3 des Feststellungsgesetzes aus dem übri- 
gen Geltungsbereich des Lastenausgleichs- 
gesetzes in das Saarland oder aus dem Saar- 
land in Gebiete außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Lastenausgleichsgesetzes ver- 
lagert worden ist, 

2. bei Vertreibungsschäden, wenn der Geschä- 
digte die Voraussetzungen des § 230 des 
Lastenausgleichsgesetzes im Geltungsbereich 
des Lastenausgleichsgesetzes außerhalb des 
Saarlandes erfüllt hat oder wenn er nach min- 
destens einjährigem Aufenthalt in diesem Ge- 
biet vor dem 31. Dezember 1952 seinen stän- 
digen Aufenthalt im Saarland genommen hat, 

3. bei Erben, die nach saarländischen Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften zum Empfang von 
Vorauszahlungen für Hausratschäden nicht be- 
rechtigt waren. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Schadensfeststellung 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

unverändert 


§ 8 § 8 

Schadensberechnung bei Kriegssachschäden an land- Schadensberechnung bei Kriegssachschäden an land- 
und forstwirtschaftlichem Vermögen, Grundvermögen und forstwirtschaftlichem V ermögen, Grundvermögen 

und Betriebsvermögen im Saarland und Betriebsvermögen im Saarland 

(1) Bei der Berechnung von Kriegssachschäden an (1) unverändert 
land- und forstwirtschaftlichem Vermögen und an 
Grundvermögen im Saarland nach § 13 Abs. 1 des 
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Feststellungsgesetzes tritt an die Stelle des für den 
Währungsstichtag geltenden Einheitswertes der 
Reichsmarkbetrag, der dem für den 20. November 
1947 geltenden Einheitswert zugrunde liegt. Durch 
Rechtsverordnung kann bestimmt werden, daß statt 
des Einheitswertes ein Sonderwert zugrunde zu 
legen ist, soweit dies wegen der vom übrigen Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes abweichenden 
Durchführung der Wertfortschreibung im Saarland 
zur Vermeidung von Härten erforderlich ist. 

(2) Bei der Berechnung des Schadenshöchstbetrags 
für Kriegssachschäden an Betriebsvermögen im Saar- 
land nach § 13 Abs. 4 des Feststellungsgesetzes ist 
der Endvergleichswert aus dem auf den 20. Novem- 
ber 1947 festgestellten Einheitswert zu ermitteln. Für 
Betriebsgrundstücke ist Absatz 1, für Gewerbe- 
berechtigungen Absatz 1 Satz 1 entsprechend anzu- 
wenden. § 13 Abs. 6 des Feststellungsgesetzes findet 
keine Anwendung; der Endvergleichswert ist jedoch 
auf Antrag um den Betrag zu kürzen, um den die 
veranlagte Währungsbereicherungsteuer den da- 
für bei der Einheitswertfeststellung abgezogenen 
Betrag übersteigt. 


(3) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt , in 
welchem Verhältnis bei der Berechnung im Sinne 
des Absatzes 2 Satz 1 die in Franken angesetzten 
Werte des Betriebsvermögens , soweit es nicht aus 
Betriebsgrundstücken und Gewerbeberechtigungen 
besteht, sowie die Kürzungsbeträge nach Absatz 2 
Satz 3 zweiter Halbsatz unter Berücksichtigung der 
Kaufkraftverhältnisse im Saarland in Reichsmark 
umzurechnen sind. 

§ 9 

Schadensberechnung bei Sparerschäden 

(1) Ein Sparerschaden im Sinne des § 15 des 
Lastenausgleichsgesetzes ist auch dann anzuerken- 
nen, wenn eine Sparanlage im Saarland 

1. von Saarmark auf Franken im Verhältnis 
von einer Saarmark zu zwanzig Franken 
umgestellt worden ist oder 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


(2) Bei der Berechnung des Schadenshöchstbetrags 
für Kriegssachschäden an Betriebsvermögen im Saar- 
land nach § 13 Abs. 4 des Feststellungsgesetzes ist 
der Endvergleichswert aus dem auf den 20. Novem- 
ber 1947 festgestellten Einheitswert wie folgt zu er- 
mitteln: 

1. Betriebsgrundstücke sind mit dem nach 
Absatz 1 für den 20. November 1947 sich 
ergebenden Wert anzusetzen r Gewerbe- 
berechtigungen mit dem Wert, der sich in 
entsprechender Anwendung des Absatzes 1 
Satz 1 für den 20. November 1947 ergibt. 

2. Die Wertansätze für die übrigen Wirt- 
schaftsgüter sind umzurechnen 

a) für Bargeld, für Forderungen und Ver- 
bindlichkeiten sowie für Posten, 
die der Rechnungsabgrenzung dienen, 
im Verhältnis von 60 Franken zu einer 
Reichsmark, 

b) für Gegenstände des Vorratsvermögens 
im Verhältnis von 40 Franken zu einer 
Reichsmark, 

c) für Gegenstände des Anlagevermögens 
im Verhältnis von 80 Franken zu einer 
Reichsmark. 

§ 13 Abs. 6 des Feststellungsgesetzes findet keine 
Anwendung. Der Endvergleichswert ist jedoch auf 
Antrag um den Betrag zu kürzen, um den die ver- 
anlagte Währungsbereicherungsteuer den dafür bei 
der Einheitswertfeststellung abgezogenen Betrag 
übersteigt. Dieser Betrag ist nach Nummer 2 Buch- 
stabe a umzurechnen. 

Absatz 3 entfällt 


§ 9 

unverändert 
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2. von Reichsmark auf Deutsche Mark um- 
gestellt wird. 

(2) Bei der Anwendung des § 240 Abs. 1 des 
Lastenausgleichsgesetzes sind Sparerschäden im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 mit zwei Dritteln des 
Saarmarknennbetrages des durch die Umstellung be- 
troffenen Anspruchs, Sparerschäden an Sparanlagen 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 mit dem vollen Reichs- 
marknennbetrag anzusetzen. 

§ 10 

Frühere Feststellungen 

§ 42 des Feststellungsgesetzes findet auch auf die 
Feststellungen Anwendung, die auf Grund saarlän- 
discher Rechts- oder Verwaltungsvorschriften ge- 
troffen worden sind. 


DRITTER ABSCHNITT 
Ausgleichsleistungen 

ERSTER TITEL 

Ergänzende Vorschriften zu den einzelnen 
Ausgleichsleistungen 

§ 11 

Kürzung des Grundbetrags der Hauptentschädigung 

Die Ermächtigung in § 249 Abs. 5 Nr. 1 des 
Lastenausgleichsgesetzes gilt auch für die Bestim- 
mungen über die Berechnung des im Saarland be- 
legenen Vermögens. 

§ 12 

Anrechnung saarländischer Vorauszahlungen 
auf die Hauptentschädigung 

(1) Auf den Anspruch auf Hauptentschädigung 
(§ 251 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes) sind die 
Vorauszahlungen anzurechnen, die auf Grund saar- 
ländischer Rechts- oder Verwaltungsvor Schriften für 
Schäden im Sinne des Feststellungsgesetzes gewährt 
worden sind oder werden. Hierbei ist derjenige Teil 
der nach saarländischen Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften für Hausratverluste gewährten Vor- 
auszahlungen anzurechnen, der die Hausratentschä- 
digung, die sich im Einzelfall ohne Anwendung des 
§ 8 Abs. 2 Nr. 1 des Feststellungsgesetzes nach dem 
Lastenausgleichsgesetz ergeben würde, übersteigt; 
Vorauszahlungen für Hausratverluste von Ehe- 
gatten, die zur Zeit der Schädigung in einem gemein- 
samen Haushalt gelebt haben, sind bei beiden Ehe- 
gatten zu berücksichtigen, es sei denn, daß die Haus- 
ratentschädigung auf Grund des § 2 des saarländi- 
schen Gesetzes Nr. 473 betreffend Zahlung von Ent- 
schädigungsbeträgen für Kriegssachschäden, die Ehe- 
gatten an Hausrat entstanden sind, vom 19. Juli 
1955 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1226), getrennt 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


§ 10 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 

Ausgleichsleistungen 

ERSTER TITEL 

Ergänzende Vorschriften zu den einzelnen 
Ausgleichsleistungen 

§ 11 

unverändert 


§ 12 

Anrechnung saarländischer Vorauszahlungen 
auf die Hauptentschädigung 

(1) unverändert 
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ausgezahlt wurden. Eine Anrechnung von Voraus- 
zahlungen für Hausratverluste unterbleibt insoweit, 
als sich hiernach ein Auszahlungsbetrag ergeben 
würde, der ein Drittel des Endgrundbetrags der 
Hauptentschädigung abzüglich früher geleisteter 
Vorauszahlungen für andere Schäden als Hausrat- 
verluste unterschreitet. 

(2) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt, wie 
die Anrechnung von Vorauszahlungen auf den An- 
spruch auf Hauptentschädigung beim Zusammen- 
treffen mit Kriegsschadenrente oder Darlehen im 
Sinne des § 13 sowie in Erbfällen durchzuführen ist . 


§ 13 

Verhältnis von saarländischen Aufbaudarlehen 
zur Hauptentschädigung 

(1) Nach Maßgabe des §258 des Lasten ausgleichs- 
gesetzes werden auch den Aufbaudarlehen ver- 
gleichbare, nach saarländischen Rechts - oder Ver- 
waltungsvorschriften gewährte Darlehen auf den 
Anspruch auf Hauptentschädigung angerechnet. 

(2) Vergleichbare Darlehen im Sinne des Ab- 
satzes 1 sind insbesondere Darlehen , die auf Grund 
folgender Bestimmungen gewährt worden sind: 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


(2) Die Anrechnung von Vorauszahlungen auf 
den Anspruch auf Hauptentschädigung beim Zusam- 
den Anspruch auf Hauptentschädigung bei Zusam- 
mentreffen mit Unterhaltshilfe nach dem saarländi- 
dischen Unterhaltshilfe-Gesetz, Kriegsschadenrente 
oder Darlehen im Sinne des § 13 sowie in Erbfällen 
wird durch Rechtsverordnung geregelt; dabei gilt 
folgendes: 

1. Sind Vorauszahlungen vor oder während 
der Gewährung von Unterhaltshilfe nach 
dem saarländischen Unterhaltshilfe-Gesetz 
gewährt worden, sind sie bei der Über- 
leitung nach § 26 nach den Vorschriften 
über die Mindesterfüllungsbeträge (§ 278 a 
Abs. 4 Satz 1 des Lastenausgleichsgesetzes) 
zu behandeln; für die Gewährung einer 
höheren Unterhaltshilfe nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz und von Entschädigungs- 
rente neben Unterhaltshilfe sind § 278 a 
Abs. 5 und § 283 a Abs. 1 Nr. 4 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes entsprechend anzuwen- 
den. Ist Unterhaltshilfe nach dem saarlän- 
dischen Unterhaltshilfe-Gesetz nicht ge- 
währt worden, gelten Vorauszahlungen bei 
späterer Zuerkennung von Kriegsschaden- 
rente nach dem Lastenausgleichsgesetz als 
teilweise Erfüllung des Anspruchs auf 
Hauptentschädigung. 

2. Sind Vorauszahlungen nach einem Dar- 
lehen im Sinne des § 13 gewährt worden, 
ist die Anrechnung des Darlehens so zu 
regeln, daß die volle Anrechnung der Vor- 
auszahlungen gewährleistet ist. 

3. In Erbfällen kann der Grundsatz des § 18 
Abs. 1 zweiter Halbsatz angewandt und be- 
stimmt werden, daß Vorauszahlungen auch 
auf mehrere Hauptentschädigungsan- 
sprüche eines Berechtigten aus eigenen 
Schäden oder Schäden von Erblassern an- 
zurechnen sind. 

§ 13 

Verhältnis von saarländischen Aufbaudarlehen 
zur Hauptentschädigung 

Nach Maßgabe des § 258 des Lastenausgleichs- 
gesetzes werden auf den Anspruch auf Haupt- 
entschädigung auch Darlehen angerechnet, die nach 
den folgenden saarländischen Verwaltungsvorschrif- 
ten einschließlich der dazu ergangenen ergänzenden 
Bestimmungen gewährt worden sind: 
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1. Erlaß über die Verwendung der im außer- 1. unverändert 
ordentlichen Haushalt für das Rechnungs- 
jahr 1949 ausgebrachten Haushaltsmittel 

zur Gewährung von Darlehen für die In- 
standsetzung und den Wiederaufbau von 
privaten Wohngebäuden und landwirt- 
schaftlichen Anwesen vom 9. Februar 1949 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 338) mit den 
Änderungen vom 28. Mai 1956 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1059) und vom 30. April 
1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 503). 

2. Erlaß über die Gewährung von Darlehen 2. unverändert 

für den Wiederaufbau von kriegszerstör- 
ten Wohngebäuden durch Aufbaugemein- 
schaften vom 5. Mai 1952 (Amtsblatt des 

Saarlandes S. 545) mit den Änderungen 
vom 24. November 1954 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1544), 

3. Richtlinien über die Gewährung von Staat- 3. unverändert 

liehen Mitteln an saarländische Binnen- 
schiffer vom 14. August 1957 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1214). 

§ 14 

Berücksichtigung von Einkünften 
bei der Kriegsschadenrente 

Soweit in § 267 Abs. 2 des Lastenausgleichsgeset- 
zes auf das Bundesversorgungsgesetz Bezug genom- 
men ist, umfaßt diese Bezugnahme auch die im Saar- 
land geltenden entsprechenden Vorschriften. Bei der 
Anwendung des § 267 Abs. 2 Nr. 2 Buchstaben a und e 
des Lastenausgleichsgesetzes auf Renten nach saar- 
ländischem Recht ist von den Sätzen der Grundrente 
oder Elternrente auszugehen, die sich nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz ergeben würden. 

§ 15 

Verhältnis der saarländischen Unterhaltshilfe 
zur Hauptentschädigung 

Bei Anwendung des § 278a des Lastenausgleichs- 
gesetzes werden die nach dem saarländischen Unter- 
haltshilfe-Gesetz für Zeiträume bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geleisteten Zahlungen ohne 
Mietbeihilfe mit 30 vom Hundert auf den Grund- 
betrag der Hauptentschädigung angerechnet. 

§ 16 

Erstattung saarländischer Unterhaltshilfe 

§ 290 des Lastenausgleichsgesetzes ist auch auf 
Unterhaltshilfe nach dem saarländischen Unterhalts- 
hilfe-Gesetz anzuwenden. 

§ 17 § 17 

Verhältnis der Kriegsschadenrente zu saarländischen unverändert 

Aufbaudarlehen 

§ 291 des Lastenausgleichsgesetzes gilt auch für 
Darlehen im Sinne des § 13. 


§ 16 

unverändert 


§ 15 

unverändert 


§ 14 

unverändert 
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§ 18 

Hausratentschädigung 

(1) Bei der Anwendung des § 296 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes sind auch die Vorauszahlungen 
zu berücksichtigen, die auf Grund saarländischer 
Rechts- oder Verwaltungs Vorschriften gewährt wor- 
den sind; im Falle des § 7 Nr. 3 bleiben Vorauszah- 
lungen an solche Erben außer Betracht, die nach 
saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten zum Empfang von Vorauszahlungen für Hausrat- 
schäden berechtigt waren. 

(2) Verluste an Hausrat, die nach § 7 nicht fest- 
gestellt werden, sind durch die nach saarländischen 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften für Hausrat- 
verluste gewährten Leistungen abgegolten. 


§ 19 

Sondervorschriften für die Verwendung von Mitteln 

(1) Die für die Gewährung von Aufbaudarlehen 
im Saarland bereitzustellenden Mittel bleiben bei 
den in § 323 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes 
bestimmten Höchstbeträgen außer Ansatz. 

(2) Für Zwecke der Wohnraumhilfe im Saarland 
sind Mittel in Höhe von einem Fünfzigstel des Be- 
trags bereitzustellen, der für das jeweilige Rech- 
nungsjahr nach § 323 Abs. 2 des Lastenausgleichs- 
gesetzes für die übrigen Länder bereitzustellen ist; 
die Mittel werden dem Saarland darlehensweise zur 
Verfügung gestellt. Für die Zeit vom 1. Januar bis 
31. März 1960 gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß nur 
ein Viertel des Betrags bereitzustellen ist. § 323 
Abs. 2 Satz 5 des Lastenausgleichsgesetzes gilt ent- 
sprechend. 

(3) Für die Gewährung von Arbeitsplatzdarlehen 
im Saarland können Mittel bis zum Ablauf des 
Rechnungsjahres 1965 bereitgestellt werden. 


§ 20 

Wiederaufnahme von Verfahren über Leistungen 
nach saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvor- 
schriften 

§§ 342 und 343 Abs. 4 des Lastenausgleichsgeset- 
zes sind auch auf Verfahren über Leistungen anzu- 
wenden, die nach saarländischen Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschriften gewährt worden und den Aus- 
gleichsleistungen vergleichbar sind. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 
§ 18 

unverändert 


§ 18 a 

Ausgleichsämter 

Abweichend von § 308 Abs. 1 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes kann im Saarland für mehrere Land- 
kreise oder Stadt- und Landkreise ein Ausgleichs- 
amt eingerichtet werden. In diesem Falle gilt § 310 
Abs. 3 Halbsatz 2 des Lastenausgleichsgesetzes ent- 
sprechend. 

§ 19 

unverändert 


§ 20 

unverändert 
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§ 21 

Erstattung und Verrechnung von Leistungen nach 
saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 

§ 350 a des Lastenausgleichsgesetzes ist auch auf 
die nach saarländischen Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften gewährten Leistungen anzuwenden, die 
den Ausgleichsleistungen vergleichbar sind. 

§ 22 

Ausschließung von Ausgleichsleistungen 

Bei Anwendung des § 360 des Lastenausgleichs- 
gesetzes gelten als Ausgleichsleistungen auch die 
nach saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvor- 
schriften gewährten vergleichbaren Leistungen. 

§ 23 

Umrechnung von Franken in Deutsche Mark 

Bei der Anwendung der §§ 12, 13, 15, 16, 18 Abs. 1 
und des § 21 sind Zahlungen in Franken mit dem 
aus der Anlage ersichtlichen, am Tage der jeweili- 
gen Zahlung geltenden Umrechnungssatz in Deut- 
sche Mark umzurechnen. 

§ 24 

Ausschluß der Entschädigungsberechtigung nach 
dem Währungsausgleichsgesetz 

Bei Anwendung des § 1 Abs. 4 des Währungs- 
ausgleichsgesetzes wird Entschädigung auch aus 
solchen Spareinlagen nicht gewährt, die im Saarland 
auf Franken umgestellt worden sind oder umstel- 
lungsfähig waren. 

§ 25 

Anwendung von Vorschriften des Altsparergesetzes 

Die Vorschriften des Altsparergesetzes gelten im 
Saarland, soweit sie sich auf ablösbare Kapitalan- 
sprüche im Sinne des § 2b Abs. 1 Nr. 1 des Alt- 
sparergesetzes beziehen, und soweit Kreditinstitute 
im Saarland als Anmeldestellen im Sinne des § 42 
Abs. 1 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes tätig 
werden. Im Falle des § 2b Abs, 2 Satz 2 des Alt- 
sparergesetzes gelten dessen Vorschriften im Saar- 
land auch dann, wenn Kreditinstitute im Saarland 
die ablösbaren Kapitalansprüche am 20. Juni 1948 
verwahrt oder verwaltet haben. 


ZWEITER TITEL 
Übergangsvorschriften 

§ 26 

Überleitung der saarländischen Unterhaltshilfe 

(1) An Personen, die über den Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes hinaus Unterhaltshilfe 
nach dem saarländischen Unterhaltshilfe-Gesetz hät- 
ten beziehen können, wird Unterhaltshilfe auf Le- 


§ 22 

unverändert 


§ 23 

unverändert 


§ 24 

unverändert 


§ 25 

unverändert 


ZWEITER TITEL 
Übergangsvorschriften 

§ 26 

Überleitung der saarländischen Unterhaltshilfe 

(1) unverändert 
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benszeit nach Maßgabe des Lastenausgleichsgesetzes 
gewährt, an Vollwaisen jedoch Unterhaltshilfe auf 
Zeit bis zur Vollendung des 18. oder, wenn sie noch 
in Ausbildung stehen, des 25. Lebensjahres. An 
Sowjetzonenflüchtlinge im Sinne des § 3 des Bun- 
desvertriebenengesetzes und diesen nach .§ 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes gleichgestellte Per- 
sonen, deren Vermögensschäden in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetisch besetzten Sektor 
von Berlin entstanden sind, wird anstelle der bis- 
herigen Unterhaltshilfe Beihilfe zum Lebensunter- 
halt nach den §§ 301, 301a des Lastenausgleichs- 
gesetzes gewährt. Wurde Unterhaltshilfe wegen 
eines Vermögensschadens bezogen, der durch Maß- 
nahmen der nationalsozialistischen Gewaltherr- 
schaft entstanden ist, wird Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz nur so lange gewährt, als 
Entschädigungsleistungen auf Grund der Wieder- 
gutmachungsgesetzgebung nicht gewährt werden 
können. 

(2) In den in Absatz 1 bezeichneten Fällen wird 
die Unterhaltshilfe oder die Beihilfe zum Lebens- 
unterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz in der- 
jenigen Höhe , die sich bei Weitergeltung des saar- 
ländischen Rechts ohne Mietzuschlag ergeben würde, 
so lange weitergewährt, als der Berechtigte seinen 
ständigen Aufenthalt im Saarland hat und nicht erst- 
malig Kriegsschadenrente oder Beihilfe zum Lebens- 
unterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz mit 
einem höheren Betrag zu zahlen ist; Entsprechen- 
des gilt, wenn nach saarländischem Recht anstelle 
der Unterhaltshilfe der notwendige Lebensbedarf in 
einem Heim gewährt worden ist. Diejenigen Beträ- 
ge, welche die Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz übersteigen, werden nach den für die 
Entschädigungsrente geltenden Grundsätzen auf die 
Hauptentschädigung angerechnet. 


(3) In den in Absatz 1 bezeichneten Fällen wird 
für Todesfälle nach dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes Sterbegeld nach § 277 des Lastenausgleichsge- 
setzes mit der Maßgabe gewährt, daß ein Beitrag zu 
den entstehenden Kosten nicht erhoben wird, so- 
lange die Unterhaltshilfe in der in Absatz 2 Satz 1 
bezeichneten Hohe weiterzugewähren ist; tritt eine 
Beitragspflicht ein, kann der Berechtigte innerhalb 
eines Jahres nach Rechtskraft des Bescheides über 
die Änderung der Unterhaltshilfe erklären, daß er 
die Sterbevorsorge nicht aufrechterhalten will. 

§ 27 

Übergangsregelung bei der Kriegsschadenrente 

(1) An Personen, die erst auf Grund dieses Ge- 
setzes Kriegschadenrente beantragen können, wird 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


(2) In den in Absatz 1 bezeichneten Fällen wird 
die Unterhaltshilfe oder die Beihilfe zum Lebens- 
unterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz vom 
1. Januar 1960 ab gewährt, frühestens jedoch von 
dem Zeitpunkt ab, von dem ab Unterhaltshilfe nach 
dem saarländischen Unterhaltshilfe-Gesetz gewährt 
worden ist oder nach § 29 gewährt wird; die für 
den gleichen Zeitraum nach dem saarländischen 
Unterhaltshilfe-Gesetz bewirkten Leistungen ein- 
schließlich des Mietzuschlags sind anzurechnen. 
Solange der Berechtigte seinen ständigen Aufent- 
halt im Saarland hat und nicht erstmalig Kriegs- 
schadenrente oder Beihilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem Lastenausgleichsgesetz mit einem höhe- 
ren Betrag zu zahlen ist, wird die Unterhaltshilfe 
oder die Beihilfe zum Lebensunterhalt in derjeni- 
gen Höhe, die sich bei Weitergeltung des saarlän- 
dischen Rechts ohne Mietzuschlag ergeben würde, 
weitergewährt; Entsprechendes gilt, wenn nach 
saarländischem Recht an Stelle der Unterhaltshilfe 
der notwendige Lebensbedarf in einem Heim ge- 
währt worden ist. In den Fällen des Satzes 2 wer- 
den diejenigen Beträge, welche die Unterhaltshilfe 
nach dem Lastenausgleichsgesetz übersteigen, nach 
den für die Entschädigungsrente geltenden Grund- 
sätzen auf die Hauptentschädigung angerechnet. 

(3) In den in Absatz 1 bezeichneten Fällen wird 
für Todesfälle nach dem Inkraftreten dieses Geset- 
zes Sterbegeld nach § 277 des Lastenausgleichsge- 
setzes mit der Maßgabe gewährt, daß ein Beitrag zu 
den entstehenden Kosten nicht erhoben wird, so- 
lange die Unterhaltshilfe in der in Absatz 2 Satz 2 
bezeichneten Hohe weiterzugewähren ist; tritt eine 
Beitragspflicht ein, kann der Berechtigte innerhalb 
eines Jahres nach Rechtskraft des Bescheides über 
die Änderung der Unterhaltshilfe erklären, daß er 
die Sterbevorsorge nicht aufrechterhalten will. 

§ 27 

unverändert 


17 



Drucksache 1914 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 15. Ausschusses 

bei Antragstellung bis zum 31. Dezember 1960 
Kriegsschadenrente mit Wirkung vom 1. Januar 
1960 ab gewährt, frühestens jedoch von dem Ersten 
des Monats ab, in dem die Voraussetzungen für die 
Gewährung von Kriegsschadenrente eingetreten 
sind. 

(2) Von Personen, die erst auf Grund dieses Ge- 
setzes Kriegsschadenrente beantragen können, kann 
Antrag auf Kriegsschadenrente wegen Erwerbsunfä- 
higkeit nach § 265 des Lastenausgleichsgesetzes bis 
zum 31. Dezember 1960 gestellt werden. 


§ 28 § 28 

Überleitung der Behördenorganisation im Saarland unverändert 

(1) Der saarländische Minister des Innern nimmt 
bis zur Bildung des Landesausgleichsamtes dessen 
Geschäfte wahr. 

(2) Ausgleichsämter sind die bei den Stadt- und 
Landkreisen bestehenden Feststellungsbehörden. 

Bis zur Bildung von Ausgleichsausschüssen werden 
deren Geschäfte durch die bei den Stadt- und Land- 
kreisen bestehenden Rechtsausschüsse wahrgenom- 
men. 

(3) Bis zur Bildung von Beschwerdeausschüssen 
werden deren Geschäfte durch den nach § 15 des 
saarländischen Unterhaltshilfe-Gesetzes gebildeten 
Beschwerdeausschuß wahrgenommen. 

(4) Die Vertreter des Staatsinteresses nach Num- 
mer 9 der Richtlinien für das Beweissicherungsver- 
fahren im Saarland vom 28. August 1948 (Amtsblatt 
des Saarlandes 1949 S. 108) nehmen bis zur Bestel- 
lung der Vertreter der Interessen des Ausgleichs- 
fonds deren Aufgaben wahr. 

§ 29 

Überleitung anhängiger Verfahren 

(1) Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes an- 
hängigen Verfahren über Unterhaltshilfe nach dem 
saarländischen Unterhaltshilfe-Gesetz gilt folgendes: 

1. Anträge auf Gewährung von Unterhalts- 
hilfe werden, wenn noch kein Vorbescheid 
erteilt ist, nach den Verfahrensvorschriften 
des Lastenausgleichsgesetzes weiterbehan- 
delt. Ist ein Vorbescheid bereits erteilt, so 
entscheidet über einen Einspruch, sofern 
durch das Ausgleichsamt nicht abgeholfen 
wird, der Ausgleichsausschuß. 

2. Die bei dem Beschwerdeausschuß anhän- 
gigen Verfahren werden auf die Beschwer- 
deausschüsse nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz übergeleitet; das gilt auch für Be- 
schwerden, die nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes eingelegt werden, sofern der 
angefochtene Bescheid bereits vor diesem 
Zeitpunkt ergangen ist. 

3. Die bei dem Oberverwaltungsgericht an- 
hängigen Rechtsbeschwerden werden als 
Anfechtungsklagen nach dem Lastenaus- 

18 


§ 29 

Überleitung anhängiger Verfahren 

unverändert 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1914 


Entwurf 

gleichsgesetz auf das Verwaltungsgericht 
übergeleitet. Dies gilt auch für Rechtsbe- 
schwerden, die nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes eingelegt werden, sofern die 
angefochtene Entscheidung des Beschwer- 
deausschusses bereits vor diesem Zeit- 
punkt ergangen ist. 

Für das weitere Verfahren gelten die Vorschriften 
des Lastenausgleichsgesetzes. 

(2) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten anhängigen oder nach diesem Zeitpunkt noch 
anhängig werdenden Beweissicherungsverfahren für 
Hausratverluste und Verfahren über die Gewäh- 
rung von Vorauszahlungen für Hausratverluste 
werden nach den bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes geltenden saarländischen Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschriften durchgeführt. 


(3) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten bei den Feststellungsbehörden anhängigen Be- 
weissicherungsverfahren und Verfahren über die 
Gewährung von Vorauszahlungen für Verluste an 
anderen Wirtschaftsgütern als Hausrat werden nach 
entsprechender Antragstellung als Verfahren über 
Schadensfeststellung und Zuerkennung der Haupt- 
entschädigung weitergeführt. Die bei den Verwal- 
tungsgerichten anhängigen Verfahren im Sinne des 
Satzes 1 werden eingestellt; Gerichtskosten werden 
nicht erhoben, außergerichtliche Kosten gegeneinan- 
der aufgehoben. 

(4) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes anhän- 
gigen Verfahren über Darlehen im Sinne des § 13 
werden nach entsprechender Antragstellung als 
Verfahren über Aufbaudarlehen weitergeführt. 


§ 30 

Überleitung saarländischer Mittel auf den 
Ausgleichsfonds 

(1) Soweit die Mittel, die dem Saarland aus der 
Gemeinschaftshilfeabgabe zufließen, bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes noch nicht für Zwecke der 
Kriegsschädenregelung ausgegeben sind , sind sie 
dem Ausgleichsfonds zuzuführen; dies gilt auch für 
die Beträge, die aus der Gemeinschaftshilfeabgabe 
nach diesem Zeitpunkt aufkommen. 

(2) Die Ansprüche aus den nach saarländischen 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften gewährten 
Darlehen im Sinne des § 13 sowie Rückforderungs- 
ansprüche aus Leistungen, die aus Mitteln der Ge- 
meinschaftshilfeabgabe gewährt worden sind, gehen 
mit Wirkung vom 1. Januar 1960 ab auf den Aus- 
gleichsfonds über. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


(2) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
saarländischen Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten anhängigen oder nach diesem Zeitpunkt noch 
anhängig werdenden Beweissicherungsverfahren für 
Hausratverluste und Verfahren über die Gewäh- 
rung von Vorauszahlungen für Hausratverluste 
werden nach den bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes geltenden saarländischen Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschriften durchgeführt; die Vertreter der 
Interessen des Ausgleichsfonds sind nach Maßgabe 
des § 322 des Lastenausgleichsgesetzes an den Ver- 
fahren beteiligt. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 30 

Überleitung saarländischer Mittel auf den 
Ausgleichsfonds 

(1) Soweit die Mittel, die dem Saarland aus der 
Gemeinschaftshilfeabgabe zufließen, bis zum 31. De- 
zember 1959 noch nicht für Zwecke der Kriegs- 
schädenregelung ausgegeben waren, sind sie dem 
Ausgleichsfonds zuzuführen; dies gilt auch für die 
Beträge, die aus der Gemeinschaftshilfeabgabe nach 
diesem Zeitpunkt aufgekommen sind oder auf- 
kommen. 

(2) unverändert 
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§ 31 

Überleitung nach saarländischem Recht begründeter 
Verpflichtungen auf den Ausgleichsfonds 

Ansprüche auf Unterhaltshilfe nach dem saarlän- 
dischen Unterhaltshilfe-Gesetz werden aus dem Aus- 
gleichsfonds erfüllt. Die nach § 29 Abs. 2 abzuwickeln- 
den Leistungen für Hausratverluste werden aus dem 
Ausgleichsfonds insoweit erfüllt, als sie auf saar- 
ländischen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften be- 
ruhen, die bis zum 31. Dezember 1958 ergangen 
sind; das gleiche gilt für die bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes durch Bescheid begründeten An- 
sprüche auf andere Leistungen aus Mitteln der Ge- 
meinschaftshilfeabgabe, bei Bescheiden, die nach 
dem 31. Dezember 1959 ergangen sind, jedoch nur 
insoweit, als sie den Leistungen des Lastenaus- 
gleichsgesetzes entsprechen. Die Abwicklung der 
hiernach nicht vom Ausgleichsfonds zu übernehmen- 
den Leistungen bestimmt das Landesrecht. 


§ 32 

Verwaltungskosten 

§ 351 Abs. 3 Satz 1 des Lastenausgleichsgesetzes 
ist auch auf Reisekostenvergütungen und auf Kosten 
für die Beschaffung von Schulungsmaterial anzu- 
wenden, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Saarland durch die vorbereitende Schulung der 
künftigen Bediensteten der Ausgleichsbehörden ent- 
standen sind. 


VIERTER ABSCHNITT 
Sonstige und Schlußvorschriften 

§ 33 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

In § 313 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes wird 
die Zahl „20" durch die Zahl „22" und das Wort 
„Zehn" durch das Wort „Elf" ersetzt. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 
§ 31 

Überleitung nach saarländischem Recht begründeter 
Verpflichtungen auf den Ausgleichsfonds 

(1) Ansprüche auf Unterhaltshilfe nach dem saar- 
ländischen Unterhaltshilfe-Gesetz werden vom 
1. Januar 1960 ab aus dem Ausgleichsfonds erfüllt. 

(2) Die nach § 29 Abs. 2 abzuwickelnden Leistun- 
gen für Hausratverluste werden vom 1. Januar 
1960 ab aus dem Ausgleichsfonds insoweit erfüllt, 
als sie auf saarländischen Rechts- oder Verwal- 
tungsvorschriften beruhen, die vor dem 5. Juli 1959 
ergangen sind. Das gleiche gilt für 

1. bis zum 31. Dezember 1959 durch Bescheid 
begründete Ansprüche auf Darlehen im 
Sinne des § 13 r 

2. bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
durch Bescheid begründete Ansprüche 
auf andere Leistungen aus Mitteln der 
Gemeinschaftshilfeabgabe; bei Bescheiden, 
die nach dem 31. Dezember 1959 ergangen 
sind, gilt dies jedoch nur insoweit, als sie 
den Leistungen des Lastenausgleichs- 
gesetzes entsprechen. 

Die Abwicklung der hiernach nicht vom Ausgleichs- 
fonds zu übernehmenden Leistungen bestimmt das 
Landesrecht. 

(3) Sofern die nach Absatz 2 vom Ausgleichs- 
fonds zu übernehmenden Leistungen für Darlehen 
im Sinne des § 13 die Mittel übersteigen, die dem 
Ausgleichsfonds nach § 30 Abs. 1 zufließen, leistet 
das Saarland in Höhe des übersteigenden Betrags 
einen Zuschuß an den Ausgleichsfonds. 

§ 32 

unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 
Sonstige und Schlußvorschriften 

§ 33 

unverändert 


§ 33 a 

Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

In § 110 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
vom 4. November 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747) 
in der Fassung des § 15 des Gesetzes zur Einführung 
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Entwurf 


§ 34 

Änderung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1938 

§ 4 Abs. 2 des Gesetzes über den Finanzausgleich 
unter den Ländern vom Rechnungsjahr 1958 an 
(Länderfinanzausgleichsgesetz 1958) vom 5. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 73) wird durch folgenden 
Satz 2 ergänzt: 

„Von den Einnahmen des Saarlandes aus der Ver- 
mögensteuer werden die Beträge abgesetzt, die das 
Saarland als Zuschuß nach § 3 Abs. 1 und 2 des Ge- 
setzes zur Einführung von Vorschriften des Lasten- 
ausgleichsrechts im Saarland vom (Bundesge- 
setzbl. IS ) für das Ausgleichsjahr an den 

Ausgleichsfonds zu leisten hat; die Absetzung wird 
jedoch auf den Hundertsatz von den Vermögen- 
steuereinnahmen des Saarlandes beschränkt, um den 
die Vermögensteuereinnahmen der anderen Länder 
nach Satz 1 gekürzt werden." 

§ 35 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Rechts- 
verordnungen erläßt die Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 die auf Grund des 
Lastenausgleichsgesetzes, des Feststellungsgesetzes, 
des Gesetzes über einen Währungsausgleich für 
Sparguthaben Vertriebener sowie des Altsparer- 
gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen auf das 
Saarland zu erstrecken; sie hat hierbei die durch 
dieses Gesetz bedingten Abweichungen zu berück- 
sichtigen. Der Präsident des Bundesausgleichsamtes 
wird ermächtigt, die von ihm erlassenen Rechtsver- 
ordnungen auf das Saarland zu erstrecken. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechts Verordnung nach Absatz 1 eine Ausschi uß- 
friist für die Einreichung von Anträgen auf Fest- 
stellung von Kriegs Sachschäden an Hausrat nach 
den Richtlinien für das Beweissicherungsverfahren 
im Saarland vom 28. August 1948 (Amtsblatt des 
Saarlandes 1949 S. 108) zu setzen. 

§ 36 

Aufhebung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes 
ergibt, treten mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
jeweils mit den dazu ergangenen Änderungen und 
Durchführungsvorschriften außer Kraft 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

von Bundesrecht im Saarland vom 30. Juni 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 313) wird an Absatz 1 folgende 
Nummer 6 angefügt: 

„6. Für Personen, die ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt am 31. Dezember 1952 im Saarland 
hatten oder bis zum 31. Dezember 1959 unter 
den Voraussetzungen des § 72 Abs. 3 Nr. 3 dort 
genommen haben, läuft die Antragsfrist nach 
§ 80 Abs. l nicht vor dem 31. Dezember 1961 ab. JI 

§ 34 

unverändert 


§ 35 

unverändert 


§ 36 

unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 

1. die Kriegssachschädenverordnung vom 30. No- 
vember 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1547), 

2. die Richtlinien für das Beweissicherungsver- 
fahren im Saarland vom 28. August 1948 
(Amtsblatt des Saarlandes 1949 S. 108), 

3. das Gesetz über die Gewährung einer Unter- 
haltshilfe an Vermögens geschädigte (Unter- 
haltshilfe-Gesetz) vom 18. Juni 1952 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 666), 

4. das Gesetz Nr. 473 betreffend Zahlung von 
Entschädigungsbeträgen für Kriegssachschäden, 
die Ehegatten an Hausrat entstanden sind, 
vom 19. Juli 1955 (Amtsblatt des Saarlandes 

S. 1226), 

5. § 14 des Achten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes (Gesetz nach § 246 
LAG — 8. ÄndG LAG) vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 809), 

6. die Richtlinien für die Gewährung von Vor- 
auszahlungen an Kriegs'sachgeschädigte, Ver- 
triebene und Flüchtlinge vom 19. Mai 1959 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 878), 

7. § 107 Abs. 1 des Gesetzes über die Einführung 
des deutschen Rechts auf dem Gebiet der 
Steuern, Zölle und Finanzmonopole im Saar- 
land vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 339). 

§ 37 

Anwendung in Berlin u n v e 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechts Verordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleiitungsgesetzes. 


§ 38 

Inkrafttreten u n v e 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


15. Ausschusses 


§ 37 

rändert 


§ 38 

rändert 
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21. Juni 
1. Januar 
19. September 
1. Januar 
1. Januar 
1. Januar 
1. Januar 
1. Januar 
12. August 
1. Januar 
25. Dezember 
ab 1. Januar 


Zahlungszeitraum 

1948 bis 31. Dezember 1948 

1949 bis 18. September 1949 
1949 bis 31. Dezember 1952 

1953 bis 31. Dezember 1953 

1954 bis 31. Dezember 1954 

1955 bis 31. Dezember 1955 

1956 bis 31. Dezember 1956 

1957 bis 11. August 1957 

1957 bis 31. Dezember 1957 

1958 bis 24. Dezember 1958 

1958 bis 31. Dezember 1958 

1959 


Anlage zu § 23 

Umrechnungssatz 
für 100 Franken 

1 ( 27 Deutsche Mark 
1,23 Deutsche Mark 
1,20 Deutsche Mark 
1,1965 Deutsche Mark 
1,1956 Deutsche Mark 
1,2003 Deutsche Mark 
1,1913 Deutsche Mark 
1,1911 Deutsche Mark 
0,9971 Deutsche Mark 
0,9949 Deutsche Mark 
0,8522 Deutsche Mark 
0,8526 Deutsche Mark 
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